
Vorlagefrage 

Ist eine von der Europäischen Kommission im Verfahren nach 
der „Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22.12.1995 
über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Eu­
ropäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern“ ( 1 ) erlassene An­
tidumping-Regelung unwirksam, weil die Kommission sie unter 
Zugrundlegung eines auf einer „anderen angemessenen Grund­
lage“ ermittelten Normalwerts (hier: anhand der tatsächlich in 
der Gemeinschaft für gleichartige Ware gezahlten oder zu zah­
lenden Preise) ohne weitergehende Ermittlungen hinsichtlich ei­
nes Normalwerts erlassen hat, nachdem in einem Vergleichs­
land, das von der Kommission als solches zunächst in den Blick 
genommen worden war, zwei Unternehmen ergebnislos ange­
schrieben worden waren — wobei sich das eine gar nicht ge­
meldet hat und das andere seine Kooperationsbereitschaft ange­
zeigt, auf den sodann übersandten Fragebogen jedoch nicht 
mehr gemeldet hat — und die Kommission von Verfahrens­
beteiligten auf ein weiteres mögliches Vergleichsland hingewie­
sen worden war? 

( 1 ) ABl. L 56, S. 1. 

Klage, eingereicht am 7. Juli 2010 — Europäische 
Kommission/Republik Polen 

(Rechtssache C-341/10) 

(2010/C 260/08) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J. 
Enegren und Ł. Habiak) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 16 der Richtlinie 2000/43/EG 
des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft ( 1 ) verstoßen hat, dass sie die Art. 3 
Abs. 1 Buchst. d bis h und 9 dieser Richtlinie nicht ord­
nungsgemäß und nicht vollständig umgesetzt hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Richtlinie 2000/43/EG gilt in sachlicher Hinsicht für eine 
Reihe von Bereichen, die in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie genannt 
sind. Nach Art. 16 der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten ver­
pflichtet, die erforderlichen Vorschriften zu erlassen, um der 
Richtlinie in allen diesen Bereichen nachzukommen (oder dafür 
zu sorgen, dass die Sozialpartner die erforderlichen Maßnahmen 
treffen), und die Europäische Kommission davon in Kenntnis zu 
setzen. Nach Auffassung der Kommission hat die Republik Po­
len diese Verpflichtung bisher nur teilweise erfüllt. Im Rahmen 
der vorliegenden Klage wirft die Kommission der Republik Po­
len vor, dass sie die Richtlinie in folgenden Bereichen nicht 
ordnungsgemäß und nicht vollständig umgesetzt habe: Mitglied­
schaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeber­
organisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer be­
stimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inan­
spruchnahme der Leistungen solcher Organisationen; Sozial­
schutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesund­
heitsdienste; soziale Vergünstigungen; Bildung; Zugang zu und 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlich­
keit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum (Art. 
3 Abs. 1 Buchst. d bis h der Richtlinie). Die Kommission weist 
das Vorbringen der polnischen Stellen zurück, dass die Umset­
zung der Richtlinie in diesen Bereichen durch die Bestimmun­
gen der Verfassung der Republik Polen sowie der Gesetze und 
völkerrechtlichen Verträge sichergestellt werde, die im Vorver­
fahren angegeben worden seien. 

Die Europäische Kommission wirft der Republik Polen darüber 
hinaus vor, dass sie Art. 9 der Richtlinie 2000/43/EG nicht 
ordnungsgemäß und nicht vollständig in nationales Recht um­
gesetzt habe. Diese Vorschrift, wonach die erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen seien, um den Einzelnen vor Benachteiligun­
gen zu schützen, die als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf 
die Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes erfolgten, betreffe alle Personen und alle 
Situationen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie fielen. Die 
von den polnischen Stellen bisher übermittelten Vorschriften 
belegten das Vorhandensein derartiger Maßnahmen jedoch nur 
für die Arbeitnehmer und das Arbeitsverhältnis. 

( 1 ) ABl. L 180, S. 22. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per la Lombardia (Italien), eingereicht am 19. Juli 

2010 — Duomo Gpa Srl/Comune di Baranzate 

(Rechtssache C-357/10) 

(2010/C 260/09) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per la Lombardia
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Duomo Gpa Srl 

Beklagte: Comune di Baranzate 

Vorlagefragen 

1. Stehen die nationalen Bestimmungen des Art. 32 Abs. 7bis 
des Decreto legislativo Nr. 185 vom 29. November 2008, 
eingefügt durch das Umwandlungsgesetz Nr. 2 vom 28. 
Januar 2009 und später geändert durch das Gesetz Nr. 14 
vom 27. Februar 2009, wonach, außer im Fall von Gesell­
schaften mit überwiegend öffentlicher Beteiligung, 

— die Vergabe von Dienstleistungen der Abrechnung, Fest­
setzung und Beitreibung von Abgaben und anderen Ein­
nahmen der Gebietskörperschaften an Auftragnehmer, 
die nicht die finanzielle Voraussetzung eines vollständig 
eingezahlten Mindestgesellschaftskapitals von 10 Millio­
nen Euro erfüllen, nichtig ist; 

— Rechtspersonen, die im Register der privaten Rechtsper­
sonen eingetragen sind, die zur Abrechnung und Fest­
setzung der Abgaben und zur Beitreibung der Abgaben 
und sonstigen Einnahmen der Provinzen und der Ge­
meinden gemäß Art. 53 Abs. 3 des Decreto legislativo 
Nr. 446 vom 15. Dezember 1997 mit späteren Ände­
rungen berechtigt sind, ihr Gesellschaftskapital bis zur 
genannten Mindestgrenze aufstocken müssen; 

— die Annahme neuer Aufträge oder die Teilnahme an 
Ausschreibungen über die Vergabe von Dienstleistungen 
der Abrechnung, Festsetzung und Beitreibung von Abga­
ben und sonstigen Einnahmen der Gebietskörperschaften 
bis zur Erfüllung der erwähnten Verpflichtung zur Auf­
stockung des Gesellschaftskapitals verboten ist, 

der ordnungsgemäßen Anwendung der Art. 15 und 16 der 
Richtlinie 2006/123/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt entgegen? 

2. Stehen die nationalen Bestimmungen des Art. 32 Abs. 7bis 
des Decreto legislativo Nr. 185 vom 29. November 2008, 
eingefügt durch das Umwandlungsgesetz Nr. 2 vom 28. 
Januar 2009 und später geändert durch das Gesetz Nr. 14 
vom 27. Februar 2009, wonach, außer im Fall von Gesell­
schaften mit vorwiegend öffentlicher Beteiligung 

— die Vergabe von Dienstleistungen der Abrechnung, Fest­
setzung und Beitreibung von Abgaben und anderen Ein­
nahmen der Gebietskörperschaften an Auftragnehmer, 
die nicht die finanzielle Voraussetzung eines vollständig 
eingezahlten Mindestgesellschaftskapitals von 10 Millio­
nen Euro erfüllen, nichtig ist; 

— Rechtspersonen, die im Register der privaten Rechtsper­
sonen eingetragen sind, die zur Abrechnung und Fest­
setzung der Abgaben und zur Beitreibung der Abgaben 
und sonstigen Einnahmen der Provinzen und der Ge­
meinden gemäß Art. 53 Abs. 3 des Decreto legislativo 
Nr. 446 vom 15. Dezember 1997 mit späteren Ände­
rungen berechtigt sind, ihr Gesellschaftskapital bis zur 
genannten Mindestgrenze aufstocken müssen; 

— die Annahme neuer Aufträge oder die Teilnahme an 
Ausschreibungen über die Vergabe von Dienstleistungen 
der Abrechnung, Festsetzung und Beitreibung von Abga­
ben und sonstigen Einnahmen der Gebietskörperschaften 

bis zur Erfüllung der erwähnten Verpflichtung zur Auf­
stockung des Gesellschaftskapitals verboten ist, 

der ordnungsgemäßen Anwendung der Art. 3, 10, 43, 49 
und 81 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaften entgegen? 

( 1 ) ABl. L 376, S. 36. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per la Lombardia (Italien), eingereicht am 19. Juli 
2010 — Gestione Servizi Pubblici Srl/Comune di Baranzate 

(Rechtssache C-358/10) 

(2010/C 260/10) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per la Lombardia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Gestione Servizi Pubblici Srl 

Beklagte: Comune di Baranzate 

Vorlagefragen 

1. Stehen die nationalen Bestimmungen des Art. 32 Abs. 7bis 
des Decreto legislativo Nr. 185 vom 29. November 2008, 
eingefügt durch das Umwandlungsgesetz Nr. 2 vom 28. 
Januar 2009 und später geändert durch das Gesetz Nr. 14 
vom 27. Februar 2009, wonach, außer im Fall von Gesell­
schaften mit überwiegend öffentlicher Beteiligung, 

— die Vergabe von Dienstleistungen der Abrechnung, Fest­
setzung und Beitreibung von Abgaben und anderen Ein­
nahmen der Gebietskörperschaften an Auftragnehmer, 
die nicht die finanzielle Voraussetzung eines vollständig 
eingezahlten Mindestgesellschaftskapitals von 10 Millio­
nen Euro erfüllen, nichtig ist; 

— Rechtspersonen, die im Register der privaten Rechtsper­
sonen eingetragen sind, die zur Abrechnung und Fest­
setzung der Abgaben und zur Beitreibung der Abgaben 
und sonstigen Einnahmen der Provinzen und der Ge­
meinden gemäß Art. 53 Abs. 3 des Decreto legislativo 
Nr. 446 vom 15. Dezember 1997 mit späteren Ände­
rungen berechtigt sind, ihr Gesellschaftskapital bis zur 
genannten Mindestgrenze aufstocken müssen; 

— die Annahme neuer Aufträge oder die Teilnahme an 
Ausschreibungen über die Vergabe von Dienstleistungen 
der Abrechnung, Festsetzung und Beitreibung von Abga­
ben und sonstigen Einnahmen der Gebietskörperschaften 
bis zur Erfüllung der erwähnten Verpflichtung zur Auf­
stockung des Gesellschaftskapitals verboten ist, 

der ordnungsgemäßen Anwendung der Art. 15 und 16 der 
Richtlinie 2006/123/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt entgegen?
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